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Version 12.5.2004

Vortragskonzept für die

Infoveranstaltungen 17.5. bis 19.5.2004

	Mitnehmen

(Checkliste)

	· Rundmail 5.4.2004 

· Rundmail 5.5.2004 + Vorhalt

· Schreibzeug (Fragen notieren bzw Sachverhalt/ geschilderten Verfahrensgang mitskizzieren)
· GetrAbgG 1993

· LAO

· uU für die Vergesslichen: 

· einige Mehrexemplare Vorhalt

· einige Mehrexemplare d. Rundmails

· ?? Mindmaps für Verfahrensauskünfte


· Begrüßung, kurze Vorstellung des Vortragenden

· Dank dem Hausherrn für Räumlichkeit du Unterstützung

· Begrüßen, soweit anwesend:
BH






Bezirksobmann d Gemeindebundes






Vertreter der Aufsichtsbehörde






Gemeindeprüfungsreferent(en)

· von den TN selbst mitgebrachte Unterlagen:  

· E-Mail vom 5. April 2004

· E-Mail vom 5. Mai 2004  (mit dem Vorhalt-Entwurf)

· Organisatorisches – 2 Listen gehen herum – bitte eintragen! 

1. Liste – Teilnehmer mit E-Mail-Adressen
(/( = Interesse an Folgeveranstaltung im Herbst 2004 (Parteiengehör, Auswertung Vorhalt, Bescheid…)

2. Liste: Handelsketten-Abfrage
(spezielle Zusatz-Infos an Gemeinden f einheitl. Vorgangsweise)

· Thema:
· Fortsetzung der GA-Verfahren

· Schwerpunkt: Jetzt (= möglichst im Mai 2004!!) gebotene Handlungsweisen in den Rechtsbehelfsverfahren, wo Behörden entscheidungspflichtig sind bzw ein Ermittlungsverfahren zu führen haben

· inhaltliche Vorgaben: VwGH-Erk. aus Dez. 2003

Kurzer Rückblick auf die Entstehungsgeschichte der aktuellen Verfahrenssituation

EuGH-Urteil C-437/97 vom 9.3.2000

· Alk. Getr.: Verbrauchsteuerrichtlinie-Verstoß

· Einschränkung: nur „Klags- und Rechtsbehelfsfälle“ dürfen Gemeinschaftsrechtswidrigkeit geltend machen, sofern vor Erlass des Urteils eingelegt (bis 8.3.2000: Einbringung, Postaufgabe, Fax+ Verbesserung, Mail+Verbesserung)

· Rest = „Nicht-Rechtsbehelfsfälle“ – dürfen sich nicht auf Richtlinienwidrigkeit berufen (dort: Alk. weiterhin pflichtig!)

VwGH (ab 6/2000):

„Rechtsbehelf“: – (leider) weit ausgelegt 

· Berufung (aus welchem Grunde auch immer!)

· Nullerklärung

· Rückzahlungsantrag

„Nicht-Rechtbehelf“: 

· ausschließl. bedingter Antrag

· bloße Nichtzahlung 

· (+ nicht rechtzeitiger Rechtsbehelf = Postaufgabe nach 8.3.2000)

· EuGH-Spruch bereits ab 1.1.2000 wirksam (GA 1/2000 wurde erst nach EuGH-Urteil fällig, daher Alkohol nur mehr bis zum 31.12.1999 zu besteuern)

· Jänner 2000 und Februar 2000: Alkohol nicht mehr steuerbar!

	( Daher: Unterscheidung zw. 

Rechtsbehelfsfällen   +   Nicht-Rechtsbehelfsfällen 

bis 31.12.1999 von Bedeutung


Exkurs: Situation nach 31.12.1999

· Zeitraum 1.1.2000 bis 31.12.2000

( nur mehr alkoholfreie Getränke (bis 31.12.2000) steuerbar

(siehe E-Mail 5.4.2004, Punkt 4., lit f – auch an die Gden ergangener Erlass ist dort erwähnt)

· Zeitraum ab 1.1.2001

Getränkeabgabe über den Finanzausgleich völlig abgeschafft

· GA-Ersatzlösung:

Bund leistet rund 80 % des Durchschnitts-Jahresaufkommens 1993-1997, dynamisiert (Steigerung ans USt-Aufkommen angelehnt)

Nicht-Rechtsbehelfsfälle:

(Siehe E-Mail vom 5. April 2004, Punkt 4.:)

„Nicht-Rechtshelfsfälle“ =




Bescheidmuster 

a) "Verspätete" Rechtsbehelfsfälle 

I: 53

II. 73

b) Ausschließlich "bedingte" Anbringen
I: 51

II. 71

c) Neuerliche Anbringen nach rechtskräftiger Abgabenfestsetzung mit Alkohol
 („res judicata“)


I: 34

II. 65

d) Pro-futuro-Antragstellungen 


I: ähnl.53
II. 73

e) Kein Anbringen




I: wie 53
II. 73







(Jahr 2000: 
I: 93)

In all diesen Fällen (Zeiträumen, Teilzeiträumen) bleibt (wird) die gesamte GA (inkl. Alk.) festgesetzt.

( Keine (Teil-) Rückzahlung, keine Gutschrift, kein Guthaben, keine Gegenverrechnung.

Bereicherungsverbot?

… wird nur in offenen Rechtsbehelfsfällen (Teil-Zeiträumen) gebraucht

dh zB bei abgeschlossenen, rechtskräftig gewordenen Bescheiden mit der Anwendung des Bereicherungsverbotes kein Thema mehr!

Abgabepflichtiger kann hier nie mehr ins Verfahren einsteigen!

 (Für alle, die unsere nummerierten Bescheide verwendet haben: 
Überwälzungsbescheid zur Beseitigung des Guthabens = 
„Bescheid Nr. 80“)

Noch im Verfahren befindliche Rechtsbehelfsfälle:

EU-widriger Steueranteil im rechtzeitigen Rechtsbehelfsfall (bzw Teilzeitraum) wäre grundsätzlich zurück zu zahlen 

(Treuegebot der Mitgliedsstaaten lt EG-Vertrag) – daher…….

Bereicherungsverbot = „Notbremse“
Novellen in allen österr. LAO

Stmk: = § 186 Abs 3 LAO

Aussage: keine Rückerstattung im Fall der Überwälzung und wirtsch. Tragung der Abgabe auf einen Dritten

EuGH-Urteil C-147/01 vom 2. Okt. 2003     (beantwortet VwGH-Anfrage)
Kernaussagen:

· Bereicherungsverbot gemeinschaftsrechtskonform –

· auch rückwirkend - wenn

· Äquivalenzprinzip und 

· Effektivitätsprinzip eingehalten werden

· Ob die beiden oa Prinzipien eingehalten werden, habe das nationale Höchstgericht im Gefüge der innerstaatlichen Rechtsordnung iZm der konkret zu erwartenden Anwendung zu prüfen

VwGH-Erkenntnis 4. Dez. 2003   (2003/16/0148)

Kernaussagen:

· Bereicherungsverbot rückwirkend rechtskonform

· Äquivalenzprinzip eingehalten (keine Schlechterstellung europarechtlicher Ansprüche ggü innerstaatlichen Ansprüchen)

· Schwerpunkt:
Effektivitätsprinzip: EU-konforme Anwendung =

· = Einzelfall bezogene amtswegige Ermittlungspflicht

· hinsichtlich Überwälzung (voll – nicht – teilweise?)

· + hinsichtlich ungerechtfertigter Bereicherung (wäre nur dann und insoweit, als der Steuerpflichtige keine Vermögensnachteile durch die Überwälzung (= höherer Preis) erlitten hat)

· makroökonomische Analysen dürfen einfließen (da bestimmte Auswirkungen & Zusammenhänge nur betriebswirtschaftstheoretisch erklärbar sind) 

· Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens
= Basis des Bescheides, in welchem das Bereicherungsverbot angewendet wird

· Wie erfolgt nun die notwendige Umsetzung dieses Ermittlungsverfahrens?
…. mittels eines schriftlichen Vorhaltes!!

· weiter beim 4-seitigen Mustervorhalt, welcher der E-Mail vom 5. Mai 2004 als Word-Dokument beilag

· gemeinsame Durchsicht, Durchbesprechung …

·                                                                                     %
Vorhalt


Stadt-/Markt-/Gemeinde …………………………………                 

…………………, am ………… 2004


Name, Anschrift, St.Nr. / AZ (Unternehmer/Bevollmächtigter)
……………………………………………………………

……………………………………………………………

……………………………………………………………

Getränkeabgabeverfahren ……………... - 

Vorhalt gemäß § ……. LAO (vgl. § 161 BAO)

Auf Grund der ergangenen Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofes vom 4.Dezember 2003, Zl. 2003/16/0148, werden Sie unter Hinweis auf Ihre Mitwirkungspflicht aufgefordert, diesen Erhebungsbogen vollständig ausgefüllt und mit den darin angeführten Unterlagen, die vom Verwaltungsgerichtshof als wesentliche Beweismittel angesehen werden, binnen vier Wochen ab Zustellung dieses Schreibens an die ausfertigende Behörde zu retournieren.

Sofern Sie diese Frist ungenützt verstreichen lassen, muss auf Basis der Aktenlage und allgemein bekannter Umstände (makroökonomischer Analysen) entschieden werden. 

	(
	Alle Punkte sind auszufüllen.

	(
	Sie brauchen die Punkte ……………… nicht auszufüllen, da die entsprechenden Daten bereits bekannt sind und/oder von der Behörde ausgefüllt wurden.



1. Vorlage der Kalkulationsunterlagen alkoholischer Getränke für den Rechtsbehelfszeitraum und das unmittelbar davor und unmittelbar danach liegende Kalenderjahr

	( liegen bei
	( keine vorhanden, kurze Begründung (z.B. marktübliche Verkaufspreise)


2. Vorlage der Bilanzen samt Gewinn und Verlustrechnung bzw. der Einnahmen-Ausgabenrechnung für den Rechtsbehelfszeitraum und das unmittelbar davor und unmittelbar danach liegende Kalenderjahr

	( liegen bei
	( keine vorhanden, kurze Begründung (z.B. Filialbetrieb)



3. Nachweis der Verkaufspreise alkoholischer Getränke im Rechtsbehelfszeitraum und des unmittelbar davor und unmittelbar danach liegenden Kalenderjahres durch 

( Vorlage der Getränkekarten

( Vorlage sonstiger Aufzeichnungen

4. Angaben über die im Rechtsbehelfszeitraum zwei meist verkauften alkoholischen Getränkearten (z.B. Bier, Wein, Spirituosen, etc.), beginnend mit dem umsatzstärksten Getränk:

- Einkaufspreis bzw. Erzeugerpreis (z.B. bei Buschenschänken) – EKP exkl. Umsatzsteuer bzw. Wareneinsatz (bei Handelsbetrieben) – WES exkl. Umsatzsteuer (EKP/WES exkl.)

- Verkaufspreis inkl. Umsatzsteuer (VKP inkl.) 

- Erlöse inkl. Umsatzsteuer (Handelsbetriebe)

Gastronomie und sonstige Ausschankbetriebe: 

Bei den folgenden Getränkearten sind die Ein- und Verkaufspreise nach Einheiten anzugeben (z.B. bei Wein – 1/8 Wein, bei Bier – 0,5 oder 0,3 Liter, etc.)

Handel: 

Bei den folgenden Getränkearten ist der Wareneinsatz und der Warenerlös anzugeben 




I) Getränkeart: …………………….

	Jahr
	EKP/WES exkl.
	VKP/Erlös inkl.
	Bruttorohaufschlag

	1995
	………………
	………………
	………………

	1996
	………………
	………………
	………………

	1997
	………………
	………………
	………………

	1998
	………………
	………………
	………………

	1999
	………………
	………………
	………………

	2000
	………………
	………………
	………………



II) Getränkeart: …………………….

	Jahr
	EKP/WES exkl.
	VKP/Erlös inkl.
	Bruttorohaufschlag

	1995
	………………
	………………
	………………

	1996
	………………
	………………
	………………

	1997
	………………
	………………
	………………

	1998
	………………
	………………
	………………

	1999
	………………
	………………
	………………

	2000
	………………
	………………
	………………


5. Anzahl der angebotenen alkoholischen Getränke:

	( bis zu 10 Marken bzw. Sorten 
	( mehr als 10 Marken bzw. Sorten
	( über 20 Marken bzw. Sorten




6. 1.) Zuordnung zur Betriebsart:

( Restaurant (a)
( Gasthaus (b)
( Buschenschank

( Kaffeehaus

( Espresso

( Buffet

( Hotel, Beherbergungsbetrieb

( sonstige Betriebsform mit Ausschank: ……………………………………………

a) Zuordnung bei Überwiegen der Speiseumsätze

b) Zuordnung bei Überwiegen der Getränkeumsätze

Kategorie

Stufen Sie Ihr Unternehmen in eine der drei angeführten Kategorien ein:

( Einfache Kategorie

( Mittlere Kategorie

( Gehobene Kategorie

2.) Zuordnung zur Handelskategorie (c):

( kleiner Anbieter (Mischsortiment)

( großer Billiganbieter

( großer Qualitätsanbieter 

( Getränkefachhandel

( sonstige Handels-Betriebsform mit Getränkeverkauf: ……………………………..

(c) Nur von Handelsbetrieben auszufüllen
7. Weicht bzw. wich Ihr Betrieb von einem vergleichbaren Betrieb im Hinblick auf die Preiselastizität (Reaktion der Nachfrage auf Preisänderungen) ab?

( Nein

( Ja, und zwar in den folgenden Zeiträumen mit angeführtem Ausmaß und aus nachstehenden Gründen:

……………………………………………………………………………………………

……………………………………………………………………………………………

……………………………………………………………………………………………

	……………………………
	……………………………

	„Fertigende Behörde“
	Ort, Datum



	…………………………………..……
	……………………………

	Unterschrift des Abgabepflichtigen bzw. dessen bevollmächtigten Vertreters
	Ort, Datum




Thema „Zeitfaktor“ & Entscheidungspflicht: 
Was hat WANN zu geschehen?? (vor allem iZm dem Vorhalt)

Rechtsbehelfsfälle eher kritisch, da (nur) hier – wie weit auch immer erfolgreich – Ansprüche der Abgabepflichtigen geltend werden können…
GA-Verfahren durchgeführt + erstinstanzliche Umsetzung des Bereicherungsverbotes erfolgte (80er) …

Berufung  anhängig
über diese wäre gemäß § 232 LAO ist „ohne unnötigen Aufschub“ – längstens binnen 6 Monaten zu entscheiden (gewesen).

a) ausgesetzte Verfahren: Entscheidung über die Berufung wäre an sich bis zum 9.6.2004 zuzustellen… (in Bescheidform)

b) + zuvor Ermittlungsverfahren erforderlich  
=> Vorhalt ehest (mögl. bis Ende Mai 2004!) aussenden!

c) Entscheidungsfrist dennoch nicht reell schaffbar (außer „Not“-BVE) – daher: Anfang 6/2004 (VOR Fristablauf zustellen!!)

i. entweder neuerliche Aussetzung im Hinblick auf neues Musterverfahren beim VwGH 
(zeitlich sehr knapp – daher eher unwahrscheinlich)
ii. oder Schreiben (Muster kommt vom GB) an die betreffenden Betriebe, die noch im Verfahren sind und einen Vorhalt bekommen mussten, um trotz NICHT-Entscheidung bis 6/2004 die Kostenfolgen (Verfahrenskosten) einer allfälligen Säumnisbeschwerde abwenden zu können (weil für die fristgerecht zu entscheiden nicht möglich ist [Vielzahl der Verfahren, inhaltlicher Aufwand, …]…)

Was passiert weiter?
Wie erfolgt die Bearbeitung der Vorhaltsbeantwortungen?
= Thema einer 2. Phase von Informationsveranstaltungen im Herbst;

……..ungefähre Vorschau…..:
Keine Beantwortung des Vorhaltes – was nun??

· Behörde entscheidet auf Grund der bekannten Daten (Betriebsart und Kategorie, Tourismusregion, Regionaleinkommen (Wertschöpfung im Bezirk) usw und geht im Übrigen von durchschnittlichen Daten (Wifo-Gutachten) aus. 

· Abgabepflichtiger erwirbt aus Nichtantwort keine Besserstellung oder Vorteile, keine höheren %-Sätze für die Rückerstattung)

· Behördl Annahme: Volle Überwälzung, keine Vermögensnachteile – daher würde Rückzahlung eine ungerechtfertigte Bereicherung bewirken

Behörde hat ihre selbst gewonnenen Feststellungen und Annahmen, die sie dem Bescheid zu Grunde zu legen gedenkt, dennoch auch hier im Rahmen des Parteiengehörs mit zu teilen! (siehe unten) 

Antwort langt ein – wie weiter?

1. Parteiengehör ist zu wahren

2. Bescheid hat zu ergehen
1.: Parteiengehör iSd § 148 Abs 3 LAO ist zu wahren

· Ergebnis der behördlichen Sachverhaltsermittlung (angenommene, erhobene, mitgeteilte Inhalte) werden mit Gelegenheit zur Äußerung mitgeteilt (nachweisliche Zustellung)

· Für dieses Schreiben wird es ein Muster geben – und zwar einen Arbeitsbehelf im Rahmen der Schriftenreihe des Österr. GB, welcher auch den nachfolgenden Bescheid beinhalten wird

uU danach weitere Ermittlungen notwendig …
(zB offensichtl. unwahrscheinliche Angaben wie Extra-Billig-Preise, falsche Kalkulationen, …
von Interessenvertretungen initiierte gelenkte Musterbeantwortungen)

( wiederum Äußerungs-Gelegenheit… (Parteiengehör)

Wir erhoffen die VwGH-Bestätigung aus Musterfällen (W, OÖ, NÖ) für die gewählte Vorgangsweise als ausreichend

2.: Bescheid (nach dann VwGH-erprobtem Muster)
    hat zu ergehen

(nach dem Sommerurlaub)

Ergebnis vereinfacht vorweggenommen: 

· Rohaufschlagssituation, Unternehmensart, Tourismusregion, bezirksweises durchschnittliches Einkommen usw werden mit vorgefertigten Textblöcken berücksichtigt

· Bandbreite möglicher Rückzahlungen etwa 0 bis 10 %
(oder 15 % in den allerungünstigsten Fällen / Handel in Grenznähe bei niedrigem Einkommen, niedrigen Rohaufschlägen usw.)

Form: AB I oder BE II (in bereits anhängigen Berufungsverfahren)

· Für die Steiermark weit (Österreich weit) vertretenen Handelsketten wird es vorgefertigte Musterbescheide geben.

Vorschau: Beispielsauswertung    (vorbehaltl. Bestätigung durch VwGH!!)
„Rückzahlungsauswirkung bei einem Gastwirt“
	I. Überwälzungsausmaß
	
	

	bekannte Daten:
	Erläuterung
	Auswirkung
(Rück​zah​lungs​quote)

	Gasthaus

1. Hauptgetränk Bier

2. Hauptgetränk = Wein
	„RA-Gasthaus-Durchschnitt 

 = 300 %“ (lt. Wifo-Studie)
	

	
	zB 300 % oder über 300 %
(= „volle Überwälzbarkeit“)
	0 %

	
	oder zB 280 % (20 % unter Schnitt) ….  ( 10 % der Differenz = 20x10% = 2 %
	(oder 2 %)


	II. Bereicherung im engeren Sinne – zusätzliche Erstattungsprozente für absatz(einschränkungs)bedingte Gewinneinbußen

	Gastgewerbe mit überwiegendem Getränkeumsatz
	
	2 %

	einfache Kategorie
	
	1 %

	Angebotspalette 10-20 Sorten alk. Getränke
	
	1 %

	nicht in Grenznähe, kein internationaler Wettbewerb
	
	0 %

	Nicht-Tourismusgemeinde
	(Stadt oder Tourismus-

gemeinde wäre zB:   0 %)
	1 %

	Nettoeinkommen auf Bezirksebene (Daten stellt dann der GB zur Verfügung)
	zB: einkommen​schwache Region
	1 %

	Summe Erstattungsprozentsatz bei diesem Beispiel (300 %-RA) =     6 %


                                      wäre zB bei nur 280 % Rohaufschlag………..    8 %
Zu jedem Sachverhalt gibt es dann 

· eine Musterauswertung (= für welchen Umstand wie viel % Erstattung?) und 

· Muster-Textbausteine für den zugehörigen Bescheid, gesondert für jeden einzelnen Sachverhalt (Gastro, Hotel, Handel, Kategorien, ...) 
Frage:

Leistet der Bund Ersatz??

Antwort: 

Wird zur Zeit bei den FAG-Verhandlungen besprochen; jedoch Verfahrensausgang und tatsächliche Belastung abzuwarten
Frage:

Wie hilft der Bund den Gemeinden sonst noch?

Antwort: 

Es besteht die Zusage, dass die Finanzbehörde in schwierigen Fällen Sonderprüfungen durchführen wird 

(aber nur ein kleines Kontingent möglich…).

Fragen der Teilnehmer?

…
…
Aber: 

· Komplizierter langwieriger schwer beschreibbarer Verfahrensgang,

· nicht sofort Klärbares 

· sowie  seltene Sonderfälle, die nicht von allgemeinem Interesse sind

=> notwendige Unterlagen und Fragestellung an den Gemeindebund per E-Mail (oder per Post) übermitteln 

oder 

· Prüfer/in hilft vor Ort (Sichtung des Verfahrens und der notwendigen Schritte, bis hin zu ergänzenden Ermittlungshandlungen, Berechnungen, Aufteilung der Bemgl (uU aus unserem Prüfungsakt), Entwurf allfällig notwendiger Gemeinderatsbeschlüsse und Bescheide

· gegen Kostenersatz

· …daher Anregung Gemeindebund: 


kleine Arbeitskreise mehrerer Gemeinden 

· rechtzeitige Anmeldung erbeten!

Zusammenfassung der wesentlichen Inhalte:

Rechtsbehelfsfälle erfordern Umsetzung des Bereicherungsverbotes, um Rückzahlungsverpflichtung der Gemeinde zu verhindern.
Rückwirkende in Kraft Setzung des Bereicherungsverbotes EU-konform, jedoch (zwar nicht ganz einfaches, aber bewältigbares) Ermittlungsverfahren notwendig.

Dabei Zeitdruck: ( bis Ende Mai 2004 = Vorhalt aussenden!

Anfang Juni 2004 zusätzliches Schreiben zur Vermeidung von Säumnisfolgen nachsenden.
Weitere, spätere Vorgangsweise… 

(wie zB Parteiengehör, Behandlung/Auswertung der Vorhaltsergebnisse, Umsetzung in Bescheid usw.) – 

= Thema weiterer Info-Veranstaltungen bei Erscheinen des erwähnten Arbeitsbehelfes im Herbst 2004, wenn auch die genauere Positionierung des VwGH gegenüber der derzeit geplanten Vorgangsweise bekannt bzw ausjudiziert ist.

Aktuell weitere Fragen zum Thema „Versand des Vorhaltes“?

Einzelne Detailfragen – wie bereits erwähnt – gerne an den Gemeindebund senden.

Gutes Gelingen beim Erstellen der Schriftsätze - keine Bedenken haben! Denn:

Startposition der steir. Gemeinden im Bundesländervergleich absolut in der ersten Startreihe! – als kleiner Trost…
Danke für die Aufmerksamkeit, gute Heimfahrt!

	


	Ende des Vortrages



	Anmerkung für den Vortragenden – bestimmte Fragen……


(( Wenn Fragen der nachfolgenden Art auftauchen bzw aufgetaucht sind……))

„…was tun, wenn (in Rechtsbehelfsfällen!) bis jetzt noch keine Umsetzung des Bereicherungsverbotes erfolgte??“
( mögliche Bemessungsverjährungsgefahr, da eigener materiellrechtl. Tatbestand! (Ausnahme: Muster 99 ausgesendet - Verjährungsunterbrechung!)
(Stmk Gemeindebund erinnerte seit Sommer/Herbst 2000 wiederholt in StGN, Auskünften, Rundbriefen, Mails usw, dass die GA-Verfahren abzuschließen und das Bereicherungsverbot umzusetzen waren…)

Was ist nun zu tun?

a) GA-Verfahren abschließen (Festsetzung ohne Alkohol!)

b) Bereicherungsverbot-Anwendung:

1. Vorhalt aussenden

2. weitere Vorgangsweise wie die übrigen Fälle
(= Schreiben zur Säumnisfolgenvermeidung, Parteiengehör wahren, Bescheid lt. Muster des Öst GB / Schriftenreihe im Herbst 2004
	Anmerkung für den Vortragenden – bestimmte Fragen……


(( Wenn Fragen der nachfolgenden Art auftauchen bzw aufgetaucht sind……))

„Der Abgabepflichtige hat eh „alles“ bezahlt – muss überhaupt etwas getan werden?“
Frage ist für sich leider nicht seriös beantwortbar, weil (noch/schon) wirksame Sollstellungen (durch Erklärung und/oder Bescheid) bekannt sein müssen!

… kann nämlich deutliche Guthabenssituation darstellen!! …
· zB bei „unbehandelter“ Nullerklärung [100 % der GA = Guthaben und verpflichtend gegen zu verrechnen - § 163 Abs 1 LAO] 

· oder bei Rechtsbehelfs-GA-Verfahren, wo das Bereicherungsverbot noch nicht angewendet wurde [65 bis 75 % der geleisteten Abgabe = Guthaben!!]

· ( Handlungsbedarf!!

Erst und nur der Vergleich 

wirksame Sollstellungen   :   Zahlungen

lässt beantworten, ob und inwieweit „nicht erfolgte Zahlungen“ tatsächlich überhaupt „Rückstände“ bewirken und ob zB Gegenverrechnungen (Nichtzahlungen anderer Abgaben) rechtmäßig waren oder nicht!

Guthaben aus Nullerklärungen waren idR nur durch bescheidmäßiges Handeln der Gemeinden zu beseitigen.

Anrechnung von Guthaben daher zwingend vorgegeben gewesen – Anwendung des Bereicherungsverbotes führt 1 Monat nach Zustellung des Bescheides zu wirksamer Sollstellung und aushaftender Abgabenschuld (Mahnung mit Mahngebühr, 2 Wo Mahnfrist, Rückstandsausweis, Exekution) 

(Achtung!! Keine Exekution, wenn… 

… fristgerecht Aussetzung der Einhebung oder Zahlungserleichterung beantragt wurde und noch keine Entscheidung der Gemeinde erfolgte)  

( Gegenverrechnungen können daher seinerzeit durchaus rechtmäßig erfolgt sein, führen aber bei der Anwendung des Bereicherungsverbotes infolge ver- oder angebrauchten GA-Guthabens (aus Alk) zu Rückständen!!

= aktueller Zwischenstand 

1. Rund-E-Mail vom 5. April 2004

(mit Verfahrensbeschreibungen)

======================================

Kopie unserer E-Mail vom 5.4.2004

======================================

-----Ursprüngliche Nachricht-----

Von: Dietmar Pilz 

Gesendet: Montag, 05. April 2004 13:52

An: 'gemeinden@email.steiermark.at'

Betreff: Fortführung der Getränkeabgabeverfahren - Zwischeninformation

Sehr geehrte Frau Herr Bürgermeisterin!

Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Ausgangspunkt für die Fortsetzung der anhängigen Getränkeabgabeverfahren ist das VwGH-Erkenntnis 2003/16/0148 vom 4.12.2003. Verfahrensentscheidend ist zunächst die (bestätigte!) Zulässigkeit der in den Landesabgabenordnungen geregelten rückwirkenden Bereicherungsverbote. 

1.Beweislast, Mitwirkungspflicht

Bei der Anwendung dieser Bereicherungsverbote liegt jedoch bekanntlich die Beweislast auf Seiten der Abgabenbehörde, weswegen - zwar unter Mitwirkung des Abgabepflichtigen - sowohl der Nachweis hinsichtlich der erfolgten Überwälzung der Getränkeabgabe auf einen Dritten als auch der Nachweis einer ungerechtfertigten Bereicherung im Fall der Rückzahlung durch die Gemeinde zu führen ist.

2. Verfahrensrechtliche Unterstützung

Um hier den Gemeinden eine einheitliche und möglichst  verwaltungsökonomische Vorgangsweise zu ermöglichen, arbeiten der Österreichische Gemeindebund und der Österreichische Städtebund unter aktiver Mitwirkung des Bundesministeriums für Finanzen unter Einbindung der Gemeindeaufsichtsbehörden der Landesregierungen schon seit einiger Zeit intensiv an einem Verfahrenskonzept. 

Um den höchstgerichtlichen Erfordernissen einer individuellen Behandlung der Abgabepflichtigen gerecht zu werden bzw. deren Mitwirkung im fortgesetzten Verfahren einzubinden, ist ein Mustervorhalt in Ausarbeitung, der den Gemeinden rechtzeitig zur Verfügung gestellt werden wird. Weiters wird ein Arbeitsbehelf (mit einem Entwurf des nach der Vorhaltsbeantwortung notwendigen Bescheides) den Gemeinden im Rahmen von geplanten Informationsveranstaltungen eine wesentliche Hilfe im weiteren Verfahren bieten. 

3. Sichtung der anhängigen Verfahren 

Inzwischen empfehlen wir den Gemeinden einige Maßnahmen vorzunehmen, die die Verfahrensfortsetzung erleichtern sollten.

In einem ersten Schritt soll eine Trennung in 

Rechtsbehelfsverfahren (-zeiträume) und Nicht-Rechtsbehelfsverfahren (-zeiträume) vorgenommen werden.

4. Erledigung der Nicht-Rechtsbehelfsfälle 

Für den Fall, dass über Nicht-Rechtsbehelfsfälle noch nicht entschieden wurde, ergeben sich je nach Sachverhalt nachstehende Erledigungen.

a) "Verspätete" Rechtsbehelfsfälle 

Kontrolle, ob die Zeiträume der allfällig verspäteten Rechtsbehelfe entsprechend erledigt wurden (Abgabenfestsetzung inkl. Alkohol; Musterbescheid 53; im Berufungsfall Berufungsentscheidung 73). Ein "verspäteter" Rechtsbehelf liegt vor, wenn das Postaufgabedatum (Poststempel!) nach 8.3.2000  liegt oder ein Telefaxanbringen oder eine persönliche Eingabe erst  am 9.3.2000 oder später erfolgte.

b) Ausschließlich "bedingte" Anbringen

Anbringen (in der Praxis vor allem Rückzahlungsanträge), die vor 9.3.2000 ausschließlich bedingt gestellt wurden bzw. vorliegen, stellen ebenso Nicht-Rechtsbehelfsfälle dar und sind als unzulässig zurückzuweisen (Muster 51; im Berufungsfall Berufungsentscheidung 71). Zu bedenken ist in diesen Fällen ferner, dass eine Abgabenfestsetzung vorgenommen werden muss, wenn keine zutreffende Abgabenerklärung (hier inkl. Alkohol!) vorliegt. Wurde allerdings zusätzlich zu einem bedingten Antrag ein weiteres Anbringen ohne Bedingung (etwa eine Nullerklärung oder eine GA-Berufung aus welchem Grunde auch immer) vor 9.3.2000 eingebracht, handelt es sich für diesen Zeitraum (leider) doch um einen Rechtsbehelfsfall.

c) Neuerliche Anbringen nach rechtskräftiger Abgabenfestsetzung mit Alkohol

Wo Abgabepflichtige die Rechtsmittelfrist versäumt haben und (häufig über bisher nicht beteiligt gewesene Steuerberater) über neuerliche Anbringen (Rückzahlungsanträge, Nullerklärungen) wieder ins Verfahren "einzusteigen" versuchen, sind diese wegen entschiedener Sache (res judicata) als unzulässig zurückzuweisen (Muster 34; im Berufungsfall Berufungsentscheidung 65).

d) Pro-futuro-Antragstellungen

Gelegentlich wurden Nullerklärungen und Rückzahlungsanträge nicht nur für vergangene, sondern auch für in der Zukunft liegende Zeiträume gestellt. Sofern diese vor dem 9.3.2000 eingebracht (bzw zur Post gegeben) wurden und keine bedingten Anträge waren, sind diese auch "Rechtsbehelfsfall" - allerdings nur bis zu jenem Kalendermonat wirksam, welcher bis zum Zeitpunkt der Antragstellung fällig gewesen war.

Beispiel:

Ein Abgabepflichtiger erklärt mit Schreiben vom 3.8.1998, eingelangt am 5.8.1998, die Getränkeabgabe "für 1995 bis laufend und auch für die zukünftigen Zeiträume" mit Null und/oder betragt die Rückzahlung der Abgabe für den erwähnten Zeitraum.

Rechtslage:

Am 3.8.1998 war erst die Getränkeabgabe für Zeiträume bis einschließlich Mai 1998 fällig (die Abgabe für Juni 1998 wurde erst am 10.8.1998 fällig).

Lösung: 

Das vorliegende Anbringen ist daher für 1/1995 bis 5/1998 als Rechtsbehelf zu werten, ab 1.6.1998 als Nicht-Rechtsbehelfsfall. (Letzteres natürlich unter der Voraussetzung, dass nicht vor dem 9.3.2000 weitere Anbringen konkret zu nach dem 31.5.1998 liegenden Zeiträumen eingebracht wurden.)

e) Kein Anbringen

Diese Fälle (Zeiträume) können sich nicht auf die Richtlinienwidrigkeit der Besteuerung alkoholischer Getränke berufen. Dementsprechend müssen hier entweder Abgabenerklärungen oder Bescheide mit der Besteuerung alkoholischer Getränke (und natürlich auch die entsprechenden Zahlungen) vorliegen.

f) Im Jahr 2000,

dem letzten Jahr der Getränkeabgabeerhebung, hat eine Besteuerung alkoholischer Getränke unabhängig vom Rechtsbehelfsfallstatus bereits ab 1.1.2000 NICHT mehr zu erfolgen (Erlass der Gemeindeabteilung des Amtes der Steiermärkischen Landesregierung vom 28.10.2002, GZ: FA7A-482-101/95-207). Die Jahreserklärung 2000 (für alkoholfreie Getränke, Aufgussgetränke und Speiseeis) war längstens bis zum 31.3.2001 einzureichen. Sollte diese bislang nicht mängelfrei eingereicht worden sein, wäre sie einzufordern (Muster 108, Punkte 1. und 4.)

5. Erledigung der Rechtsbehelfsfälle - weitere Informationsquellen

Eingangs wurde die Umsetzung der Bereicherungsverbote bzw. die Frage der Überwälzung bei den noch nicht rechtskräftig abgeschlossenen Rechtsbehelfsfällen als erforderlich erwähnt. Darüber - insbesondere wie dann mit der Beantwortung der Mustervorhalte weiter zu verfahren und wie unter Beachtung des nachfolgend vom Gemeindebund zu erwartenden Arbeitsbehelfes (mit Musterbescheid) umzugehen ist - wird der Steiermärkische Gemeindebund wiederum bezirksweise Informationsveranstaltungen durchführen.

In komplizierteren Fällen können wir Ihnen gern wie bisher gegen Kostenersatz eine Hilfestellung durch unsere Mitarbeiter der Prüfungsabteilung anbieten, welche Ihnen - falls Sie es wünschen - weiterhin bis zur konkreten Bescheiderstellung im Einzelfall beratend zur Seite stehen.

6. Vermeidung von Säumnisfolgen

In drei Bundesländern wurden diese Verfahren (Anwendung des Bereicherungsverbotes) fortgesetzt und sollten diese vor Ablauf der 6-monatigen Entscheidungsfrist beim VwGH anhängig sein, wodurch sich durch Aussetzungen der in den Gemeinden anhängigen Verfahren Säumnisfolgen hintanhalten lassen können. Sobald die Aktenzahlen der beim Höchstgericht anhängigen Verfahren bekannt sind, geben wir diese für die Begründung Ihre Verfahrensaussetzungen an Sie weiter.

7. Sonderprüfungen durch die Finanzämter

Bei (inhaltlich) besonders kompliziert gelagerten Verfahrenkonstellationen kann auf eine Zusage des Bundesministeriums für Finanzen zurück gegriffen werden, wonach den Gemeinden über Antrag ein bestimmtes Kontingent an Sonderprüfungen durch die örtlichen Finanzämter im Wege der Amtshilfe zur Verfügung steht. Bezüglich derartiger Anträge ersuchen wir jedoch, noch bis zu den erwähnten Informationsveranstaltungen zuzuwarten.

8. Bisherige Informationen:

Bisher ist zu diesem Thema unter anderem der "3. Sonderrundbrief zur Getränkeabgabe" (September 2000) ergangen.

Wir hoffen, Ihnen hiermit weitergeholfen zu haben und verbleiben

mit freundlichen Grüßen

Dr. Klaus Wenger, Landesgeschäftsführer

________________________________________

Steiermärkischer Gemeindebund 

Burgring 18, A-8010 Graz

Telefon: +43/316/82-20-79-0

Telefax: +43/316/81-05-96

E-Mail: post@gemeindebund.steiermark.at

________________________________________

2. Rund-E-Mail vom 5. Mai 2004

(mit Mustervorhalt)
Von: Dietmar Pilz 

Gesendet: Mittwoch, 05. Mai 2004 11:51
An: 'gemeinden@email.steiermark.at'

Betreff: Fortführung der Getränkeabgabeverfahren - Mustervorhalt

Sehr geehrte Frau Bürgermeisterin! Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Wir beziehen uns auf unsere E-Mail-Rundaussendung vom 5.4.2004, in welcher wir Ihnen einige Informationen zur Fortführung der Getränkeabgabeverfahren gegeben haben (diese E-Mail finden Sie im Anhang neuerlich).

Im Punkt 2. dieser E-Mail ("Verfahrensrechtliche Unterstützung") wurde bereits ein Mustervorhalt angekündigt, welcher nun dieser Mail als Word-Dokument beigefügt ist. Dieser Vorhalt wurde im Zusammenwirken des Bundesministeriums für Finanzen mit dem Österreichischen Gemeindebund und dem Österreichischen Städtebund erarbeitet. Wir ersuchen Sie diesen Vorhalt in seiner Grundstruktur nicht abzuändern (die der Vorhaltsbeantwortung folgenden Bescheidentwürfe bauen darauf auf). 

Wie sich aus unserer E-Mail vom 5.4.2004 ergibt, ist der Vorhalt unter Setzung einer vierwöchigen Rücksendefrist nur noch an die in Rede stehenden im Verfahren verbliebenen, offenen Rechtsbehelfsfälle (bzw. -zeiträume) auszusenden. 

Die weitere Vorgehensweise werden wir demnächst in Kurzinformationsveranstaltungen, welche in den einzelnen Bezirkshauptmannschaften stattfinden werden, erläutern ("Erste Informationsphase"). Hier werden der Inhalt des Vorhaltes und die sich aus der Beantwortung ergebenden Folgerungen sowie die in unserer E-Mail vom 5.4.2004 enthaltenen verfahrensrechtlichen Situationen erläutert werden. 

Über den konkreten Termin für die Informationsveranstaltung Ihres Bezirkes informieren wir Sie demnächst per E-Mail. 

Wir ersuchen Sie die Ihnen zugesandten Unterlagen (E-Mail vom 5.4.2004, Vorhalt) zur Informationsveranstaltung mit zu nehmen.

Angesichts der in Kürze stattfindenden Informationsveranstaltungen bitten wir Sie, von telefonischen Anfragen Abstand zu nehmen und Fragen zu konkreten Verfahren (sofern diese nach den Informationsveranstaltungen noch unbeantwortet geblieben sind) auf elektronischem Wege an den Steiermärkischen Gemeindebund zu richten. 

Ihre konkreten Fragen werden wir gerne bei den Informationsveranstaltungen beantworten. 

Wir hoffen, Ihnen mit dieser Information und Handlungsanleitung weiter zu helfen und verbleiben bis zu den Informationsveranstaltungen 

mit freundlichen Grüßen

Dr. Klaus Wenger, Landesgeschäftsführer

Steiermärkischer Gemeindebund 

________________________________________

Burgring 18, A-8010 Graz

Telefon: +43/316/82-20-79-0

Telefax: +43/316/81-05-96

E-Mail: post@gemeindebund.steiermark.at

_______________________________________

Anlagen:

- E-Mail vom 5.4.2004 (angehängt)

- Mustervorhalt 

Vorhalt

Stadt-/Markt-/Gemeinde …………………………………                 

…………………, am ………… 2004
Name, Anschrift, St.Nr. / AZ (Unternehmer/Bevollmächtigter)
……………………………………………………………

……………………………………………………………

……………………………………………………………

Getränkeabgabeverfahren ……………... - 

Vorhalt gemäß § ……. LAO (vgl. § 161 BAO)

Auf Grund der ergangenen Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofes vom 4.Dezember 2003, Zl. 2003/16/0148, werden Sie unter Hinweis auf Ihre Mitwirkungspflicht aufgefordert, diesen Erhebungsbogen vollständig ausgefüllt und mit den darin angeführten Unterlagen, die vom Verwaltungsgerichtshof als wesentliche Beweismittel angesehen werden, binnen vier Wochen ab Zustellung dieses Schreibens an die ausfertigende Behörde zu retournieren.

Sofern Sie diese Frist ungenützt verstreichen lassen, muss auf Basis der Aktenlage und allgemein bekannter Umstände (makroökonomischer Analysen) entschieden werden. 

	(
	Alle Punkte sind auszufüllen.

	(
	Sie brauchen die Punkte ……………… nicht auszufüllen, da die entsprechenden Daten bereits bekannt sind und/oder von der Behörde ausgefüllt wurden.


1. Vorlage der Kalkulationsunterlagen alkoholischer Getränke für den Rechtsbehelfszeitraum und das unmittelbar davor und unmittelbar danach liegende Kalenderjahr

	( liegen bei
	( keine vorhanden, kurze Begründung (z.B. marktübliche Verkaufspreise)


2. Vorlage der Bilanzen samt Gewinn und Verlustrechnung bzw. der Einnahmen-Ausgabenrechnung für den Rechtsbehelfszeitraum und das unmittelbar davor und unmittelbar danach liegende Kalenderjahr

	( liegen bei
	( keine vorhanden, kurze Begründung (z.B. Filialbetrieb)


3. Nachweis der Verkaufspreise alkoholischer Getränke im Rechtsbehelfszeitraum und des unmittelbar davor und unmittelbar danach liegenden Kalenderjahres durch 

( Vorlage der Getränkekarten

( Vorlage sonstiger Aufzeichnungen
4. Angaben über die im Rechtsbehelfszeitraum zwei meist verkauften alkoholischen Getränkearten (z.B. Bier, Wein, Spirituosen, etc.), beginnend mit dem umsatzstärksten Getränk:

- Einkaufspreis bzw. Erzeugerpreis (z.B. bei Buschenschänken) – EKP exkl. Umsatzsteuer bzw. Wareneinsatz (bei Handelsbetrieben) – WES exkl. Umsatzsteuer (EKP/WES exkl.)

- Verkaufspreis inkl. Umsatzsteuer (VKP inkl.) 

- Erlöse inkl. Umsatzsteuer (Handelsbetriebe)

Gastronomie und sonstige Ausschankbetriebe: 

Bei den folgenden Getränkearten sind die Ein- und Verkaufspreise nach Einheiten anzugeben (z.B. bei Wein – 1/8 Wein, bei Bier – 0,5 oder 0,3 Liter, etc.)

Handel: 

Bei den folgenden Getränkearten ist der Wareneinsatz und der Warenerlös anzugeben 

I) Getränkeart: …………………….

	Jahr
	EKP/WES exkl.
	VKP/Erlös inkl.
	Bruttorohaufschlag

	1995
	………………
	………………
	………………

	1996
	………………
	………………
	………………

	1997
	………………
	………………
	………………

	1998
	………………
	………………
	………………

	1999
	………………
	………………
	………………

	2000
	………………
	………………
	………………


II) Getränkeart: …………………….

	Jahr
	EKP/WES exkl.
	VKP/Erlös inkl.
	Bruttorohaufschlag

	1995
	………………
	………………
	………………

	1996
	………………
	………………
	………………

	1997
	………………
	………………
	………………

	1998
	………………
	………………
	………………

	1999
	………………
	………………
	………………

	2000
	………………
	………………
	………………


5. Anzahl der angebotenen alkoholischen Getränke:

	( bis zu 10 Marken bzw. Sorten 
	( mehr als 10 Marken bzw. Sorten
	( über 20 Marken bzw. Sorten




6. 1.) Zuordnung zur Betriebsart:

( Restaurant (a)
( Gasthaus (b)
( Buschenschank

( Kaffeehaus

( Espresso

( Buffet

( Hotel, Beherbergungsbetrieb

( sonstige Betriebsform mit Ausschank: ……………………………………………

a) Zuordnung bei Überwiegen der Speiseumsätze

b) Zuordnung bei Überwiegen der Getränkeumsätze

Kategorie

Stufen Sie Ihr Unternehmen in eine der drei angeführten Kategorien ein:

( Einfache Kategorie

( Mittlere Kategorie

( Gehobene Kategorie

2.) Zuordnung zur Handelskategorie (c):

( kleiner Anbieter (Mischsortiment)

( großer Billiganbieter

( großer Qualitätsanbieter 

( Getränkefachhandel

( sonstige Handels-Betriebsform mit Getränkeverkauf: ……………………………..

(c) Nur von Handelsbetrieben auszufüllen
7. Weicht bzw. wich Ihr Betrieb von einem vergleichbaren Betrieb im Hinblick auf die Preiselastizität (Reaktion der Nachfrage auf Preisänderungen) ab?

( Nein

( Ja, und zwar in den folgenden Zeiträumen mit angeführtem Ausmaß und aus nachstehenden Gründen:

……………………………………………………………………………………………

……………………………………………………………………………………………

……………………………………………………………………………………………

	……………………………
	……………………………

	„Fertigende Behörde“
	Ort, Datum


	…………………………………..……
	……………………………

	Unterschrift des Abgabepflichtigen bzw. dessen bevollmächtigten Vertreters
	Ort, Datum


3. Rund-E-Mail vom 10. Mai 2004

(Einladung & Termine Infoveranstaltungen)
-----Ursprüngliche Nachricht-----

Von: Dietmar Pilz [mailto:jurecs@gemeindebund.steiermark.at] 

Gesendet: Montag, 10. Mai 2004 

An: 

Betreff: Infoveranstaltung: Getränkeabgabe-Vorhalte

Sehr geehrte Frau Bürgermeisterin, sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Die in unserer E-Mail vom 5.5.2004 angekündigte Getränke-Informationsveranstaltung für Ihren Bezirk findet 

am .... Mai 2004 um ..... 

in der BH ............. 

im ............., ... Stock 

statt.

Themen der Veranstaltung: Getränkeabgabe-Vorhalt; besondere Verfahrenssituationen; Säumnisfolgen; Parteiengehör; Abgabenbescheide: Weitere Vorgangsweise,  Beantwortung von konkreten Fragen, Diskussion.  

Teilnehmerkreis: Mit der Materie befasste Gemeindemandatare und Sachbearbeiter in den Gemeinden; Gemeindeprüfungsreferenten der Bezirkshauptmannschaften

Dauer der Veranstaltung: ca. 1 1/2 Stunden.

Die Teilnahme an der Veranstaltung ist kostenlos; eine Anmeldung zur Teilnahme ist nicht erforderlich; eine Gemeinde kann auch mehrere Teilnehmer entsenden. 

ACHTUNG!! Alle Teilnehmer mögen bitte die in letzter Zeit ausgesandten Informationen (E-Mail vom 5.4.2004; Folge-E-Mail samt Vorhalt) als Arbeitsunterlage mitnehmen. 

Wir würden uns freuen, Sie bzw. Ihre Mitarbeiter bei dieser Informationsveranstaltung begrüßen zu dürfen und verbleiben inzwischen 

mit freundlichen Grüßen

Dr. Klaus Wenger, Landesgeschäftsführer

________________________________________

Steiermärkischer Gemeindebund 

Burgring 18, A-8010 Graz

Telefon: +43/316/82-20-79-0

Telefax: +43/316/81-05-96

E-Mail: post@gemeindebund.steiermark.at

_______________________________________

Getränke- und Speiseeisabgabegesetz 1993
LGBl 1994/19 idF LGBl 62/2001

Gesetz vom 9. Dezember 1993, betreffend die Einhebung einer Abgabe auf die entgeltlichen Lieferungen von Speiseeis und Getränken (Getränke- und Speiseeisabgabegesetz 1993)

Der Steiermärkische Landtag hat beschlossen:

§ 1

Abgabegegenstand

(1) Die Gemeinden sind ermächtigt, auf die entgelt​liche Lieferung von Getränken und Speiseeis eine Abgabe einzuheben, soweit diese Lieferung nicht für Zwecke des Wiederverkaufes im Rahmen einer nach​haltigen Tätigkeit erfolgt.

(2) Gegenstand der Speiseeisabgabe ist Speiseeis einschließlich

- der im Speiseeis verarbeiteten Früchte,

- der zum Speiseeis verabreichten Früchte,

- der mitverkauften Umschließung und

- des mitverkauften Zubehörs.

(3) Gegenstand der Getränkeabgabe sind alkohol​hältige und alkoholfreie Getränke und die flüssigen Grundstoffe zur Herstellung von Getränken, einschließlich

- der mitverkauften Umschließung und

- des mitverkauften Zubehörs.

(4) Ausgenommen von der Besteuerung sind

- die Lieferung von Milch und

- Lieferungen im Sinne des § 10 Abs. 2 Z. 4 Umsatz​steuergesetz 1972, BGBl. Nr. 223, in der Fassung BGBl. Nr. 660/1989 (UStG), wenn die Verschaffung der Verfügungsmacht am Ort der Produktion erfolgt und keine Beförderung und keine Versendung vor​liegt.

(5) Für die entgeltliche Lieferung gilt § 3 Abs. 1, 7 und 8 UStG.

§ 2

Höhe der Abgabe

Die Höhe der Abgabe gemäß § 1 beträgt

1. für Speiseeis und alkoholhältige Getränke 10 % der Bemessungsgrundlage und

2. für alkoholfreie Getränke 5 % der Bemessungs​grundlage.

§ 3

Abgabepflichtiger

Abgabepflichtiger im Sinne dieses Gesetzes ist, wer Lieferungen im Sinne des § 1 bewirkt.

§ 4

Bemessungsgrundlage

(1) Bemessungsgrundlage ist das Entgelt für Lieferungen im Sinne des § 1. Die Höhe des Entgeltes bestimmt sich nach § 4 Abs. 1 und 2 UStG.

(2) Nicht zur Bemessungsgrundlage gehören die Umsatzsteuer, das Bedienungsgeld, die Getränke- und Speiseeisabgabe.

§ 5

Arten der Ermittlung der Bemessungsgrundlage

Die Bemessungsgrundlage kann ermittelt werden

a) nach den vereinnahmten Entgelten (Ist-Besteuerung, § 6) oder

b) auf Grund der errechneten Entgelte zum Zeitpunkt des Wareneinganges (Fakturenbesteuerung, § 7).

§ 6

Ist-Besteuerung

Bemessungsgrundlage im Sinne des § 5 lit. a ist das vereinnahmte Entgelt für Lieferungen im Sinne des § 1.

§ 7

Fakturenbesteuerung

Die Bemessungsgrundlage im Sinne des § 5 lit. b errechnet sich auf Grund des Wareneinganges von Getränken und Speiseeis und von Grundstoffen und anderen Zutaten zur Herstellung solcher unter Heran​ziehung der in dem Unternehmen auf das einzelne Getränk und Speiseeis erzielbare Entgelt zum Zeit​punkt des Wareneinganges.

§ 8

Wahl der Besteuerungsart

(1) Der Abgabepflichtige kann zwischen den Ermitt​lungsarten des § 5 wählen. Diese Wahl ist jeweils zu Beginn eines Kalenderjahres nach Aufforderung durch die Gemeinde möglich. Sie ist vom Abgabepflichtigen der Abgabenbehörde spätestens zum ersten Fällig​keitstermin des Jahres bzw. bis spätestens zwei Wochen nach Aufforderung durch die Gemeinde anzuzeigen. Kommt der Abgabepflichtige dieser Ver​pflichtung nicht nach, so kann die Abgabenbehörde die Art der Ermittlung der Bemessungsgrundlage gemäß § 5 festlegen.

(2) Bei Betrieben mit verschiedenen Betriebsteilen, in denen jeweils für gleichartige Getränke oder Speiseeis unterschiedliche Preise verlangt werden, ist die Wahl einer unterschiedlichen Ermittlungsart für die verschiedenen Betriebsteile dann zulässig, wenn der Eingang der Waren für die verschiedenen Be​triebsteile getrennt ausgewiesen und einer getrennten Berechnung zugrunde gelegt wird.

§ 9

Wechsel in der Besteuerungsart

(1) Bei einem Wechsel von der Ist-Besteuerung (§ 6) auf die Fakturenbesteuerung (§ 7) ist der vorhandene Bestand von Waren im Sinne von im § 7 angeführten Waren als Wareneingang des ersten Kalendermonates nach dem Wechsel zu behandeln.

(2) Bei einem Wechsel von der Fakturenbesteuerung (§ 7) auf die Ist-Besteuerung (§ 6) ist der vorhandene Lagerbestand von im § 7 angeführten Waren aufzu​nehmen und die bereits anläßlich der Fakturen​besteuerung damals dafür entrichtete Getränke- und Speiseeisabgabe bei der Bemessung der Abgabe in Abzug zu bringen.

§ 10

Abgabeschuld, Entrichtung und Erklärung

(1) Die Abgabeschuld entsteht mit dem Zeitpunkt, in welchem die Lieferung gemäß § 1 Abs. 1 bewirkt wurde. Bei der Fakturenbesteuerung entsteht die Abgabeschuld mit dem Ablauf des Kalendermonates, auf den der jeweilige monatliche Wareneingang ent​fällt.

(2) Der Abgabepflichtige hat binnen einem Kalen​dermonat und zehn Tagen nach Ablauf eines Kalen​dermonates, in welchem die Lieferungen gemäß § 1 bewirkt wurden, unter Angabe des Zahlungsgrundes und -zeitraumes die Abgabe zu entrichten.

(3) Ergibt sich in einem Kalendermonat ein Gut​haben, kann der Abgabepflichtige innerhalb der in Abs. 1 festgelegten Frist eine Abgabeerklärung ein​reichen, aus der das sich ergebende Guthaben nach​vollziehbar ersichtlich ist.

(4) Abgabepflichtige, die innerhalb eines Kalender​jahres für zwei oder mehrere Monate keine oder zu niedrige Abgaben geleistet haben oder nicht fristgerecht entrichtet haben, können von der Gemeinde mittels Bescheid verpflichtet werden, fortan binnen einem Kalendermonat und zehn Tagen nach Ablauf des jeweiligen Monates Abgabeerklärungen abzuge​ben. Diese Verpflichtung kann längstens für ein Jahr ausgesprochen werden. Aus den Abgabeerklärungen müssen die der Abgabe zugrundegelegten Entgelte zu ersehen sein.

(5) Der Abgabepflichtige hat für das abgelaufene Kalenderjahr bis längstens 31. März des Folgejahres eine Jahresabgabeerklärung abzugeben.

(6) Entgegen den Bestimmungen des Abs. 5 können die Gemeinden im Falle der Betriebsaufgabe, eines Unternehmerwechsels, bei Konkurs- und Ausgleichs​verfahren sowie bei Vorliegen von Einzeltatbeständen (Märkte, Vereinsfeste und dergleichen) eine kürzere Erklärungsfrist vorschreiben.

§ 11

Aufzeichnungspflichten

(1) Im Falle der Ermittlung der Bemessungsgrund​lage gemäß § 6 (Ist-Besteuerung) sind die aus der Lie​ferung von Getränken und Speiseeis erzielten abgabe​pflichtigen Entgelte getrennt nach Entgelten aus der Lieferung von alkoholhältigen Getränken, von alko​holfreien Getränken, flüssigen Grundstoffen und von Speiseeis sowie getrennt von den übrigen Umsätzen im Kassa- oder Losungsbuch oder in sonst geeigneter Weise fortlaufend aufzuzeichnen. Bei Betrieben mit einer in verschiedenen Betriebsteilen unterschiedlichen Preisgestaltung für gleichartige Getränke oder Speiseeis sind die in den einzelnen Betriebsteilen erzielten abgabepflichtigen Entgelte getrennt auszu​weisen.

(2) Für die Ermittlung der Bemessungsgrundlage gemäß § 7 (Fakturenbesteuerung) hat der Abgabe​pflichtige alle Eingänge von Getränken, flüssigen Grundstoffen und Speiseeis sowie von Waren, die ihrer Herstellung dienen, getrennt nach Arten unter Angabe des Eingangsdatums, des Lieferers, der Menge und des Preises in einem eigenen Verzeichnis (Getränkeeingangsbuch) festzuhalten. Ein Abgabe​pflichtiger, der ein Wareneingangsbuch nach den Vor​schriften der §§ 100 ff der Landesabgabenordnung 1963, LGBl. Nr. 158, in der jeweils geltenden Fassung (LAO), führt, unterliegt nicht dieser Verpflichtung, wenn die Eintragungen den dort festgesetzten Erfor​dernissen entsprechen und nach Arten getrennt ange​führt werden. Dasselbe gilt für Abgabepflichtige, die nach den abgabenrechtlichen Bestimmungen von der Verpflichtung zur Führung eines Wareneingangsbuches befreit sind, wenn die für das Getränkeeingangs​buch geforderten Angaben den Büchern entnommen werden können.

(3) Der Abgabepflichtige hat den Verkaufspreis von Lieferungen im Sinne des § 1 sowie eingerechnete Abgaben und das allfällige enthaltene Bedienungs​geld unter Angabe des Geltungsbeginns laufend nachzuweisen.

(4) Lieferungen für Zwecke des Wiederverkaufes im Rahmen einer nachhaltigen Tätigkeit sind vom Ab​gabepflichtigen zu belegen. Diese Nachweise haben Datum, Lieferer, Art, Menge und Preis des Abgabe​gegenstandes sowie den Namen des Käufers zu ent​halten.

§ 12
Verfahrensbestimmungen

(1) Die Einhebung der gegenständlichen Abgaben erfolgt, soweit in diesem Gesetz keine Regelungen enthalten sind, nach den Bestimmungen der LAO.

(2) Die in der LAO enthaltenen Bestimmungen über die Verbrauchssteuern gelten sinngemäß für die Ein​hebung der Getränke- und Speiseeisabgabe.

(3) Die Gemeinde kann im Interesse der Einfachheit und Zweckmäßigkeit mit dem Abgabepflichtigen Ver​einbarungen insbesondere über die Abrechnung, Fälligkeit und Erhebung der Abgaben treffen, soweit diese Vereinbarungen das Abgabeverfahren vereinfa​chen und das Ergebnis der Abgabe nicht wesentlich verändern.

§ 13

Strafbestimmungen

(1) Eine Handlung oder Unterlassung des Abgabe​pflichtigen oder seines beauftragten Stellvertreters (Beauftragten), durch die eine Abgabe verkürzt oder der Verkürzung ausgesetzt wird, wird als Verwal​tungsübertretung, unbeschadet der strafrechtlichen Verfolgung und der Verpflichtung zur Nachzahlung der verkürzten Abgabe, mit Geldstrafe bis zum Zwei​fachen des Betrages bestraft, um den die Abgabe ver​kürzt oder der Verkürzung ausgesetzt wurde, höch​stens jedoch in der Höhe von 21.802 Euro.

(2) Die Geldstrafen fließen der abgabeberechtigten Gemeinde zu.

§ 14

Eigener Wirkungsbereich

Die in diesem Gesetz geregelten Angelegenheiten der Gemeinde mit Ausnahme der Strafbestimmungen sind solche des eigenen Wirkungsbereiches.

§ 15
Übergangs- und Schlußbestimmungen

(1) Dieses Gesetz tritt mit dem seiner Kundmachung folgenden Monats​ersten in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten das Getränkeabgabegesetz 1950, LGBl. Nr. 23, in der Fassung der Gesetze LGBl. Nr. 158/1963, 64/1969, 11/1974 und 85/1988, sowie das Speiseeisabgabegesetz 1952, LGBl. Nr. 44, außer Kraft.

(3) Verordnungen auf Grund dieses Gesetzes kön​nen schon vor Inkrafttreten dieses Gesetzes beschlos​sen werden, jedoch erst frühestens mit dem Inkraft​treten dieses Gesetzes in Kraft gesetzt werden.

(4) Die erstmalige Wahl der Besteuerungsart gemäß § 8 ist mit dem der Kundmachung folgenden Monats​ersten durchzuführen und der Abgabenbehörde anzu​zeigen.

§ 16
Inkrafttreten von Novellen

Die Neufassung des § 13 Abs. 1 durch die Novelle LGBl. Nr. 62/2001 tritt mit 1. Jänner 2002 in Kraft.
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	Fachabteilung 7A

An den
Magistrat der Landeshauptstadt Graz
alle Gemeindeämter
nachrichtlich an:
alle Bezirkshauptmannschaften
Städte- und Gemeindebund
Wirtschaftskammer Steiermark 
A 2 - Erlasssammlung
	(
Gemeinden und Wahlen


Bearbeiter:  FORMDROPDOWN 

Tel.:
(0316)877-

 FORMTEXT 
2714
Fax:
(0316)877-

 FORMTEXT 
4283
E-Mail: fa7a@stmk.gv.at

Bei Antwortschreiben bitte
Geschäftszeichen (GZ) anführen

	GZ: 
	FA7A - 482 - 101/95 - 207
	
	     
	Graz, am 28. Oktober 2002

	Ggst.:
	Zeitlicher Anwendungsbereich des EuGH-Urteils

vom 9. März 2000, Rs C-437/97.






Im Interesse einer einheitlichen Vorgangsweise der Abgabenbehörden gibt die Gemeindeabteilung unter Hinweis auf das Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 18. Juni 2002, Zl.: 2002/16/0069, ihre Rechtsansicht betreffend die Beschränkung des zeitlichen Anwendungsbereiches des EuGH-Urteiles vom 9. März 2000 bekannt:


Nach Spruchteil 2. des EuGH-Urteils vom 9. März 2000 in der Rechtssache C-437/97 widerspricht die Erhebung von Getränkesteuer auf alkoholische Getränke dem Gemeinschaftsrecht. Die im Spruchteil 3. vorgesehene Beschränkung des zeitlichen Anwendungsbereiches dieses Urteils bezieht sich allein auf derartige Ansprüche betreffend solcher Abgaben, die vor dem 9. März 2000 entrichtet wurden oder fällig geworden sind. 


Gemäß § 10 Abs. 2 Stmk. Getränke- und Speiseeisabgabegesetz 1993 ist die Abgabe binnen einem Kalendermonat und 10 Tagen nach Ablauf eines Kalendermonates, in welchem die entgeltlichen Lieferungen von Getränken und Speiseeis bewirkt wurden, zu entrichten. 


Daraus folgt, dass vor Verkündung des in Rede stehenden EuGH-Urteils die Abgabe im Bundesland Steiermark zuletzt für den Kalendermonat Dezember 1999 fällig wurde. In diesen Fällen, in denen eine Tilgung bzw. eine Entrichtung der Abgabe vor dem 9. März 2000 nicht erfolgte und auch die Fälligkeit erst nach diesem Zeitpunkt eingetreten ist (dies betrifft Abgabenansprüche ab Jänner 2000), kommt eine Erhebung der Abgabe auf alkoholische 
Getränke nicht (mehr) in Betracht. Auf die Frage, zu welchem Zeitpunkt ein Rechtsbehelf gegen eine Abgabe erhoben wurde, die erst nach dem 9. März 2000 fällig und vor diesem Zeitpunkt auch nicht entrichtet worden ist, kommt es dabei nicht an. 

Graz, am 28. Oktober 2002

Für die Steiermärkische Landesregierung:

Der Leiter der Fachabteilung:

Dr. Heinz Schille eh. (Hofrat)

LANDESVORSTAND (Stand 16.9.2003)

	PRÄSIDENT:
	Bgm. Hermann KRÖLL, 8970 Schladming

	VIZEPRÄSIDENTEN:
	Bgm. ÖKRat. Franz NINAUS, 8511 St.Stefan ob Stainz

	
	LAbg. Bgm. Bernd STÖHRMANN, 8662 Mitterdorf/Mürztal

	LANDESGESCHÄFTSFÜHRER:
	Dr. Klaus WENGER, 8010 Burgring 18


BEZIRKSOBMÄNNER:

	Bruck an der Mur
	Bgm. Gerhard WEBER,  8600 Oberaich

	Deutschlandsberg
	Bgm. RR. Gernot BECWAR,  8522 Rassach

	Feldbach
	LAbg. Bgm.Ing. Josef OBER,  8330 Auersbach/Feldbach

	Fürstenfeld
	Bgm. Johann URSCHLER,  8263 Großwilfersdorf

	Graz-Umgebung
	Bgm.Ing. Adolf PELLISCHEK,  8072 Feldkirchen

	Hartberg
	Bgm.Mag. Manfred SCHLÖGL,  8230 Hartberg

	Judenburg
	Bgm. Karl Georg GRASSER,  8741 Eppenstein

	Knittelfeld
	Bgm. Reinhard BRANTNER,  8720 Rachau

	Leibnitz
	Bgm. Reinhold ELSNIG,  8463 Glanz an der Weinstraße

	Leoben
	Bgm. Heinz JUNGWIRTH,  8770 St. Michael i.O. 

	Liezen
	LAbg. Bgm. Kurt TASCH,  8951 Pürgg-Trautenfels

	Murau
	Bgm. Siegfried KRAINER,  8832 Oberwölz-Stadt

	Mürzzuschlag
	LAbg. Bgm. Bernd STÖHRMANN,  8662 Mitterdorf/Mürztal

	Radkersburg
	Bgm. Alois DOMITTNER,  8492 Halbenrain

	Voitsberg
	LAbg. Bgm. Erwin DIRNBERGER,  8565 St.Johann-Köppling

	Weiz
	Bgm. Johann REISINGER,  8160 Krottendorf


Gemeindeprüfungsreferenten

	Plz
	Ort
	Name

	8601
	Bruck an der Mur
	Peter KNOLL

	
	
	Kurt GALLAUN

	8530
	Deutschlandsberg
	Erich SONNLEITNER

	
	
	Rudolf DRAXLER

	8330
	Feldbach
	Josef LEWENHOFER

	
	
	Josef PREININGER

	8280
	Fürstenfeld
	AR. Dagmar LANG

	8020
	Graz
	Günter SCHERÜBL

	
	
	Peter TROPPER

	
	
	Eva DANI

	
	
	Karl FORTMÜLLER

	8230
	Hartberg
	Bruno BERGER

	
	
	Werner FERSTL

	8750
	Judenburg
	Hans-Jörg HÖRMANDINGER

	
	
	Arthur KALS

	8720
	Knittelfeld
	Ilonka TKADLETZ

	
	
	Sonja RATHKOLB

	8430
	Leibnitz
	Franz KAPPER

	
	
	Robert PERGER

	8700
	Leoben
	Peter LENGER

	
	
	Margarete WINDISCHBACHER

	8940
	Liezen
	Hans-Peter SCHEB

	
	
	Franz GRUBER

	
	
	Peter GROGL

	8680
	Mürzzuschlag
	Rudolf HABERMANN

	8850
	Murau
	Werner STRAUSS

	
	
	Elisabeth SOMMER

	8490
	Bad Radkersburg
	Ernst FLEISCHHACKER

	
	
	Renate TSCHIGGERL

	8570
	Voitsberg
	Adolf REINER

	
	
	Anna SÖLS

	8160
	Weiz
	Edgar LARISEGGER

	
	
	Josef WÜNSCHER


§ 127 Stmk LAO, LGBl 158/1963 idF LGBl 69/2001





?? Vollmacht, Zustellvollmacht – Änderungen?? (Muster 22a)





Fristverlängerung möglich! (formloses Schreiben, max. plus 2 bis 4 Wochen)





grundsätzlich Zweifelsfall auch bei erfolgter Prüfung trotzdem immer alles ausfüllen lassen





Zustellung sollte bis �Ende Mai 2004 erfolgen!





+ evtl ein Schriftsatz zur Vermeidung von Säumnisfolgen (dieser sonst Anfang 6/2004)    [Details später]





Gegen Zustellnachweis!





nur für den Rechtsbehelfszeitraum!





der Steuerpflichtige kann auch Kopien schicken, allerdings müssen unbedingt Geltungsbeginn und -ende vermerkt sein!





bereits konkret vorliegende Bil. nicht neuerlich einfordern!�         (zB nach Verjährungsunterbrechungsschreiben - Muster 99)





?? zB „Preisgestaltung nach örtlichem Mitbewerber-Preisniveau“





umsatzstärkstes alk. Getränk:


Netto-EK  -  Brutto-VK ( RA








+ auch f d zweit-umsatzstärkste alk. Getränk: �            Netto-EK  -  Brutto-VK ( RA 





Anzahl wird im Bescheid berücksichtigt (größeres Angebot lässt leichter eine Überwälzung zu)





Frage… „sonstige…“??


= zB Almhütten 


oder mehrere Betriebsarten: eigene Lösungen beim Bescheidmuster (zB für Kaufhaus mit 20 % Getränkeumsatz in Kantine, Jausenstüberl oä.)





gehobene Kategorie konnte GA leichter überwälzen und bekommt dann aus diesem Titel nichts zurück





Fragen des Unternehmers zur Beurteilung:


….  ( bitte selbst Rückfrage bei der WK (dessen Interessenvertretung)





?? (Rückfragen)??   „wie soll ich das wissen?“


** betriebswirtschaftliche Frage für den Stb des AP


** oder - lt. VwGH! - Nachweis über Nachfragereaktionen bei nicht nur kurzfristigen oder einzelne Produkte betreffende Preissenkungen und Aktionen





Zweck? Einzelbetriebl. Umstände feststellen, welche (Ausmaß der) Übertragbarkeit makroökonomischer Erfahrungswerte (Wifo-Gutachten) hins. Überwälzung- und Bereicherung in einem hohen Wahrscheinlichkeitsausmaß finden lassen





„Der Bürgermeister:





 (Unterschrift)


+Namensaufdruck Bgm.“








Vorhalt-Versand damit bereits erklärt (Hauptpunkt der heutigen Veranstaltung)


               – weitere Fragen bis hierher dazu??





(Vorgangsweise nach Beantwortung und 


bei Nichtbeantwortung 


wird noch nachfolgend erklärt)





2





1





!!!  KEINESFALLS: 





„Für die Gemeinde:


Der Bürgermeister:…“





alle Beträge in ATS





alle Beträge in ATS





Kopien genügen!





zB Ausgangsrechnungen, Aktionsfolder, Abgabenberechnungen, ...





Grund??       VwGH-Aussage: 


„ … durchschnittl. RA als Basis, ob�und inwieweit der Steuerpflichtige die Abgabe überwälzt haben wird….“





zB Bier





zB Wein
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= Hauptanknüpfungspunkt für die Feststellung der Überwälzung im eigentlichen Sinne





!





keine Berufung


=  rechtskräftig abgeschlossen: nichts mehr zu tun (außer Einbringung;  und allfälliger formaler Abschluss des GA-Verfahrens)
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